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Text 

Außergerichtliche Streitbeilegung mit Kunden 

§ 78a. (1) Unbeschadet der Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte oder der Behörden können 
Gebietskörperschaften, Interessenvertretungen und Kunden Beschwerden in Streit- bzw. 
Beschwerdefällen, welche die Beförderung von Fahrgästen, Reisegepäck oder Gütern auf Haupt- und 
Nebenbahnen betreffen und die mit einem Eisenbahnunternehmen oder mit einer 
Verkehrsverbundorganisationsgesellschaft, sofern sie im Zusammenhang mit derartigen 
Eisenbahnverkehrsdiensten stehen, nicht befriedigend gelöst worden sind, bei der Agentur für Passagier- 
und Fahrgastrechte einbringen. Sie hat die von Gebietskörperschaften und Interessenvertretungen 
eingebrachten Beschwerden im Einzelnen zu behandeln. Die von Kunden eingebrachten Beschwerden 
von grundsätzlicher Bedeutung oder überdurchschnittlicher Häufung gleich gelagerter Beschwerden 
können zusammenfassend behandelt werden. 

(2) Unbeschadet der Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte oder der Behörden können 
Gebietskörperschaften, Interessenvertretungen und Fahrgäste insbesondere auch Beschwerden wegen 
behaupteter Verstöße gegen anzuwendende Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 über die 
Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr, ABl. Nr. L 315 vom 03.12.2007 S. 14 in der 
jeweils geltenden Fassung, oder des Eisenbahn-Beförderungs- und Fahrgastrechtegesetzes, sowie wegen 
behaupteter rechtswidriger Regelungen in den Beförderungsbedingungen einschließlich der 
Entschädigungsbedingungen (§ 22a) bei der Agentur für Passagier- und Fahrgastrechte einbringen. Diese 
Beschwerden sind im Einzelnen zu behandeln. 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

(3) Von Beschwerden gemäß Abs. 1 oder 2 betroffene Unternehmen haben an einem 
Schlichtungsverfahren mitzuwirken und alle zur Beurteilung der Sachlage erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen sowie erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 

(4) Bei der Streitbeilegung gemäß Abs. 1 und 2 ist die im Bundesgesetz über die Agentur für 
Passagier- und Fahrgastrechte festgelegte Verfahrensweise anzuwenden. 

(5) Die Agentur für Passagier- und Fahrgastrechte hat die Schienen-Control Kommission über 
gemäß Abs. 2 behandelte und die Entschädigungsbedingungen betreffende Beschwerden zu informieren, 
wenn es zu keiner einvernehmlichen Lösung kommt. Die Schienen-Control Kommission kann bei einer 
Beschwerde eines Fahrgasts über die Fahrpreisentschädigung bei Verspätungen oder Zugausfällen 
aussprechen, dass die Empfehlung der Agentur für Passagier- und Fahrgastrechte wegen eines 
behaupteten Verstoßes gegen anzuwendende Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 oder 
des Eisenbahn-Beförderungs- und Fahrgastrechtegesetzes für verbindlich erklärt wird. 
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